
8. März 2013
 Schriftliche Kleine Anfrage
des Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 28.02.2013
und Antwort des Senats
- Drucksache 20/7093 -
Betr.:
Endlich Klarheit über das Grundstück am Wibbeltweg in Hamburg-Wellingsbüttel?

In Wellingsbüttel gibt es seit einiger Zeit Streit um ein Grundstück. Nach übereinstimmenden Aussagen verschiedener Anwohner wurde das unbebaute Grundstück am Wibbeltweg in Hamburg-Wellingsbüttel der Stadt Hamburg vom früheren Privateigentümer unter ganz bestimmten Auflagen überlassen.

Nun möchte die Stadt im Rahmen ihres Wohnungsbauprogramms auch dieses, mit zahlreichen besonders erhaltungswerten Bäumen bewachsene, Grundstück bebauen.
Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:

1. Wie sind die Eigentumsverhältnisse des benannten Grundstücks am Wibbeltweg? 

2. Wenn es im Eigentum der Stadt ist, seit wann und wie ist es dazu gekommen?

3. Hat die Stadt das Grundstück ggf. unter bestimmten Auflagen erhalten? Wenn ja, welche waren dies?

Das in Rede stehende Grundstück am Wibbeltweg zwischen den Straßen Speckmannstraße und Kaspar-Ohm-Weg ist Teil der öffentlichen Straße Wibbeltweg (Nebenfläche) und daher im Eigentum der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH).
Es wurde im Zuge der Erschließung zu Wohnbebauung in den frühen 50-iger Jahren von den betroffenen Grundeigentümern auf die FHH übertragen. Ein schuldrechtlich verpflichtender Schenkungsvertrag mit entsprechenden Auflagen liegt der zuständigen Behörde nicht vor.
4. Welche konkreten Pläne hat der Senat, die zuständige Fachbehörde oder das zuständige Bezirksamt für das Grundstück? Welche Bebauung soll auf diesem Grundstück genau erfolgen? Wann soll mit der Bebauung begonnen werden?

Im Rahmen des Wohnungsbauprogramms des Senats ist geplant, auf dem Grundstück zwei Wohngebäude zu je drei Wohneinheiten und eine Tiefgarage zu errichten. Eine entsprechende Baugenehmigung wurde vom zuständigen Bezirksamt am 10. Juli. 2012 erteilt. Das Grundstück ist dem Investor mit Beschluss der Kommission für Bodenordnung bis zum 31. Oktober 2013 anhand gegeben und soll nach erfolgter Entwidmung der Straßenfläche und Rechtskraft der Baugenehmigung zum Zwecke der genehmigten Wohnbebauung veräußert werden.
5. Ist dem Senat, der zuständigen Behörde oder dem zuständigen Bezirksamt bekannt, dass sich auf dem betroffenen Grundstück zahlreiche besonders erhaltenswerte Bäume befinden? Wenn ja, was soll mit diesen Bäumen geschehen? Wenn nein, warum nicht?

Das zuständige Bezirksamt hat am 27. Dezember 2012 eine Ausnahmegenehmigung nach § 4 der Baumschutzverordnung erteilt. Bis auf die aufstehende Eiche, deren Fällung nicht genehmigt wurde, ist die Fällung der Traubenkirsche und der Erle im Rahmen des genehmigten Bauvorhabens zulässig. Als Ersatz sind zwei kleinkronige Bäume an geeigneter Stelle auf dem Grundstück neu zu pflanzen. Die aufstehenden Walnussbäume unterliegen nicht der Baumschutzverordnung.

6. Würde der neu geplante Bebauungsplan Wellingsbüttel 16 eine Bebauung, wie von der zuständigen Fachbehörde bzw. dem zuständigen Bezirksamt genehmigt, zulassen?

Siehe Antwort zu 4. Im Übrigen handelt es sich um eine hypothetische Fragestellung, die grundsätzlich nicht von Senat  beantwortet wird.  
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